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N i e d e r s c h r i f t 
11. öffentliche Sitzung des Ausschusses für Stadtplanung, 

Naturschutz und Landschaftspflege 

 Sitzungstermin: Donnerstag, 09.01.2003 

 Sitzungsbeginn: 16:30 Uhr 

 Sitzungsende: 17:55 Uhr 

 Ort, Raum: Rathaus Zehlendorf, BVV-Saal 

Herr Dreyer, Kurt-Eberhard  CDU  

Frau Ehlgötz, Barbara  CDU  

Herr Kopp, Norbert  CDU  

Frau Martienßen, Marina  CDU  

Frau Grund, Marie-Luise  SPD  

Frau Köhne, Irene  SPD  

Herr Müller, Norbert  SPD  

Herr Ronnisch, Detlev  SPD  

Frau Dr. Kottusch-Geiseler, Veronika  FDP  

Frau Sunkel, Dagmar  FDP  

Herr Hampel, Ulf   GRÜNE  

Herr Rellermeier, Helmut  CDU  

Herr Scharnowski, Joachim  CDU  

Herr Boye, Matthias  GRÜNE  

Herr Knüppel, Dietrich  CDU  

Vom Amt. 
BauDez  Hr. Stäglin 
Bau OL  Hr. Reiser 
Stapl 1  Fr. Lappe 
Stapl 2  Hr. Noack 
Stapl 22  Hr. Drobisch 
Stapl Jur 1  Fr. Matthies  
BVV 1  Dr. Konrad, Protokoll 

 

 

Tagesordnung 

TOP 1 Rathaus-Passagen: Sachstand 

TOP 2 Bebauungsplan XII-303 (Rathauspassagen, Schloß- Ecke Grunewaldstraße) 
(Dringende Vorlage zur Kenntnisnahme) 
Drucksache: 0523/II 
– Ergebnis der frühzeitigen Bürgerbeteiligung, Ergebnis der Beteiligung der TÖB 

TOP 3 Verordnung über die weitere Verlängerung der Veränderungssperre XII-285/1 
(Kleingartenanlage 'Am Pfarracker Wienroder Pfad') 
Drucksache: 0529/II 

TOP 4 Verschiedenes 
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Protokoll: 

zu 1 Rathaus-Passagen: Sachstand 

 Der Vorsitzende begrüßt als Gäste zu diesem Tagesordnungspunkt Herrn Dittmer 
von der Planungsgruppe P4, Herrn Pechtold sowie Herrn Hammel vom Büro 
Pechtold und den Verkehrsplaner Herrn Ruppel vom Büro „Stadtraum“. 
 
Herr Ruppel erläutert das Konzept für die Anbindung des Parkhauses mit 640 
Stellplätzen von der Grunewaldstraße aus. Obwohl hierdurch die benachbarten 
Verkehrsknoten belastet würden, hätten Zählungen ergeben, dass die vorhande-
nen Kapazitäten ausreichen, um den zu erwartenden zusätzlichen Verkehr auf-
zunehmen. Durchgeführt wurden diese Kurzzeitzählungen an einem Dienstag 
und einem Donnerstag in der üblichen Zeit von 15 bis 19 Uhr. Zu den von Herrn 
Ruppel erläuterten Maßnahmen, die den zusätzlichen Verkehr auffangen sollen, 
gehören weitere Spuren auf der Grunewaldstraße sowie neue Lichtzeichenanla-
gen an benachbarten Verkehrsknoten mit bedarfsgerechter Schaltung. Falls sich 
dies als notwendig erweisen sollte, wäre eine weitere Ampelanlage an der Aus-
fahrt des Parkhauses zur Grunewaldstraße nachrüstbar. Ein Rückstau bis in die 
Schloßstraße hinein sei in keinem Fall zu erwarten, zumal hier eine Rechtsabbie-
gerspur geplant ist und die Abfertigung der Kraftfahrzeuge etwa 125 m von der 
Schloßstraße entfernt im Parkhaus an zwei Abfertigungsautomaten erfolgt, die 
wiederum erst in der zweiten Tiefebene des Parkhauses liegen. Der Verlust eini-
ger Bäume zur Herstellung der Vierspurigkeit in der Grunewaldstraße soll durch 
Ersatzmaßnahmen ausgeglichen werden. 
 
Auf Nachfrage der SPD-Fraktion erklärt Herr Ruppel, der Wirtschaftsverkehr er-
folge zwar ebenfalls über die Grunewaldstraße, jedoch nicht zu den Spitzenzei-
ten, sondern morgens. Der Warenumschlag findet innerhalb des Gebäudes statt. 
Auf Nachfrage der FDP-Fraktion erklärt Herr Ruppel, der Investor wünsche zu-
dem ein Verkehrs- bzw. ein Parkleitsystem für diesen Bereich. Auf Nachfrage der 
CDU-Fraktion erklärt Herr Ruppel, die Verdoppelung der Zahl der Stellplätze auf 
mittlerweile 640 sei aufgrund der Vorgaben des Bauherrn erfolgt. Die Fraktion der 
CDU erklärt, nicht die hohe Zahl der Stellplätze, sondern das vielfältige Angebot 
der Rathauspassagen sollten dessen Attraktivität bestimmen.  
 

  
 

zu 2 Bebauungsplan XII-303 (Rathauspassagen, Schloß- Ecke Grunewaldstraße)
(Dringende Vorlage zur Kenntnisnahme) 
Drucksache: 0523/II 
- Ergebnis der frühzeitigen Bürgerbeteiligung 
- Ergebnis der Beteiligung der TÖB 

 Nach Erläuterungen durch BzStR Stäglin stellt der Ausschussvorsitzende die 
Kenntnisnahme der Drucksache fest. 
 

 

zu 3 Verordnung über die weitere Verlängerung der Veränderungssperre XII-
285/1 (Kleingartenanlage 'Am Pfarracker Wienroder Pfad') 
Drucksache: 0529/II 

 BzStR Stäglin berichtet, die Vorlage für den Bebauungsplan XII-285/1 liege zwar 
vor, es gebe jedoch Bedenken wegen der nicht auszuschließenden erheblichen 
finanziellen Auswirkungen, die er für das Bezirksamt mit sich brächte, da im Falle 
seiner Verabschiedung die Ansprüche der Kirchengemeinde an die Kleingarten-
kolonie auf den Plangeber übergehen. Es sei eine komplizierte und heikle Mate-
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rie, die ggf. einer gerichtlichen Klärung bedürfe. Vorerst sei jedoch ein weiteres 
Gespräch mit der Kirche und den Kleingärtnern für den 27.01.2003 verabredet. 
 
Die CDU-Fraktion erklärt, mit Ausnahme eines Urteils des Bundesgerichtshofs zu 
einer ähnlichen Sachlage seien alle vom Amt geltend gemachten Schwierigkeiten 
seit langem bekannt. Stapl Jur 1  Fr. Matthies erläutert das Urteil. BzStR Stäglin 
sagt zu, den Fraktionen eine Kopie des Urteils zukommen zu lassen. 
 
Die Fraktion GRÜNE erklärt, vor Auflaufen der Veränderungssperre sei zunächst 
unbedingt zu klären, ob und welche Zahlungen auf das Bezirksamt zukommen; 
daher sei diese nochmals zu verlängern. Die Fraktion der CDU weist darauf hin, 
dass das Bezirksamt in seinen Abwägungen berücksichtigen müsse, dass es von 
der Kirchengemeinde verklagt werden könnte, wenn der Bebauungsplan nicht in 
Kraft gesetzt wird. 
 
Bei einer Abstimmung wird die Drucksache bei keiner Nein-Stimme und keiner 
Enthaltung einstimmig angenommen. 
 

 

zu 4 Verschiedenes 

 1. Auf Nachfrage der Fraktion der CDU erklärt BzStR Stäglin, dass weder der 
jetzige Besitzer noch der neue Erwerber des Paresü gegenüber der dort ta-
genden Schützengilde auf die Einhaltung der Rückbauverpflichtung besteht. 
Dies sei auch vertraglich festgelegt. Der Rückbau erfolge nunmehr durch den 
neuen Besitzer, der dort ein Geschäfts- und Wohnhaus sowie einen Lebens-
mittelmarkt zu errichten plant. 

 

 

Berlin Steglitz-Zehlendorf, den 28.01.2003 
 
 
 
 
 
Dreyer       Martienßen 
Ausschussvorsitzender    Schriftführerin 

 


